Stadt Burglengenfeld I :
Marktplatz 2 — 6 /&
93133 Burglengenfeld Y.ﬁ M-émw

Niederschrift

Uber die offentliche

28. Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses
der Stadt Burglengenfeld

Sitzungstermin: Mittwoch, 14.06.2023
Sitzungsort/-raum: | im historischen Rathaussaal
Beginn: 18:15 Uhr

Ende: Uhr

Zur heutigen Sitzung des 28. Bau-Umwelt- und Verkehrsausschusses wurden von
Birgermeister Thomas Gesche samtliche Mitglieder ordnungsgemalf eingeladen. Zu
Beginn der Sitzung waren Birgermeister Thomas Gesche als Vorsitzender und 12
der 12 Mitglieder des Bau-Umwelt- und Verkehrsausschusses anwesend.

Von der Presse war Herr Rieke anwesend, der die Sitzung nach Beendigung des
offentlichen Teils der Sitzung verliel3.

Die Bau-Umwelt- und Verkehrsausschussmitglieder Thomas Hoffmann (Vertretung
durch Markus Huesmann), Norbert Wein (Vertretung durch Philip Poguntke) und Pe-
ter Wein (Vertretung durch_Siegfried Klopp) waren abwesend.

Der Bau-Umwelt- und Verkehrsausschusses war beschlussfahig, da samtliche Mit-
glieder ordnungsgeméal geladen waren und die Mehrheit anwesend und stimmbe-
rechtigt war.

Zeitpunkt und Ort der offentlichen Sitzung wurden unter Angabe der Tagesordnung
ortsuiblich bekannt gemacht.

Vor der eigentlichen Sitzung fand ein Besichtigungstermin mit Beginn und Ab-
fahrt vom Rathaus um 18:15 Uhr im ,,Lindenviertel”“ zu TOP 3.4. statt.

Die Sitzung des Bau- Umwelt- und Verkehrsausschusses begann nach Rtckkehr
von der Besichtigungsfahrt um 19:06 Uhr im historischen Rathaussaal.




Der Tagesordnungspunkt 3.1 wurde mit dem bestellten Gast, Herr Dr. Kliiblb6ck
abgehandelt. Dieser beantwortete die Fragen des Stadtrates nach der Vorstel-
lung von Herrn 1. Burgermeister Gesche ab 19:30 Uhr bis 19:47 Uhr. Als der
Sitzungspunkt abgehandelt war, verlield Herr Dr. Kiblbdck die Sitzung.

Herr 1. Birgermeister Thomas Gesche wies an, bei Sitzungspunkt 3.1

die Anfrage von Herrn  Stadtrat Markus Bauml, PV-Anlagen-
Parkplatziberdachungen bei diesem Bauvorhaben zu Gunsten des Klima- und
Umweltschutzes ernsthaft fest einzuplanen und nicht nur zu prifen, im Proto-
koll mit aufzunehmen.

Bei Tagesordnungspunkt Nr. 3.4 lie3 Herr 1. Blrgermeister Thomas Gesche die
Anfrage von Herrn Stadtrat Bernhard Krebs vermerken, dass bei Angelegenhei-
ten, die den Umwelt- und Klimaschutz betreffen, Herr Klimaschutzmanager
Markus Suf zukinftig ebenfalls bei Sitzungen anwesend sein sollte.

Gegen die Tagesordnung wurden keine Einwendungen vorgebracht.
Birgermeister Thomas Gesche schloss die offentliche Sitzung um 19:58 Uhr.

Die nicht o6ffentliche Sitzung wurde um 20:00 Uhr nach Herstellung der Nichtoffent-
lichkeit eréffnet und um 20:15 Uhr geschlossen.



Teilnehmerverzeichnis

Anwesend waren:

Funktion
Name, Vorname

Bemerkung

1. Burgermeister:

Gesche, Thomas 1. Burgermeister

Ausschussmitglieder:

Bauml, Markus Stadtrat

Glatzl, Hans Stadtrat

verlasst um 19:43 Uhr bis 19:44 Uhr kurzfristig
den Saal

Glotzl, Gregor Stadtrat

Hitzek, Michael Stadtrat

Krebs, Bernhard Stadtrat

Mulzer, Barbara Stadtratin

Schieldl, Josef Stadtrat

Singerer, Peter Stadtrat

Steinbauer, August Stadtrat

Stellvertreter

Huesmann, Markus Stadtrat

Vertretung fur Herrn Thomas Hofmann

Klopp, Siegfried Stadtrat

Vertretung fur Herrn Peter Wein

Poguntke, Phillip Stadtrat

Vertretung fur Herrn Norbert Wein, verléasst kurz-
fristig von 19:37 Uhr bis 19:41 Uhr den Saal

Verwaltung:

Haneder, Franz, Stadtbaumeister Leiter Stadtbauamt

Schneeberger, Gerhard, VAR Bauverwaltung

Weil3, Wolfgang, Verw.-Fachwirt Amt flr 6ffentliche Sicher-
heit und Ordnung

Schriftfuhrerin:

Brand, Maria

Nicht anwesend waren:

Funktion
Name, Vorname

Bemerkung

Ausschussmitglieder:

Hofmann, Thomas Stadtrat

abwesend: Vertretung durch Markus Huesmann

Wein, Norbert Stadtrat

abwesend: Vertretung durch Herr Philip Poguntke

Wein, Peter Stadtrat

abwesend: Vertretung durch Herrn Siegfried Klopp

Ortssprecher:

Auer, Josef jun. Ortssprecher

Ehrnsperger, Jirgen Ortssprecher

Feuerer, Yvonne Ortssprecherin

abwesend: fehlte entschuldigt




Tagesordnung

A) Offentliche Sitzunag:

1. Genehmigung des Protokolls Uber den offentlichen Teil der Sitzung vom
19.04.2023

2. Bauantrage und Bauvorhaben

2.1

2.2

2.3

Umbau und Erweiterung des ehemaligen Hausmeisterwohnhauses fur
die Ganztagsbetreuung am Johann-Michael-Fischer-Gymnasium

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) - Antrag der
Fa. Galli Transporte GmbH (Antragstellerin) vom 13.11.2020, elektro-
nisch im Landratsamt eingegangen am 24.11.2020, auf immissions-
schutzrechtliche Anderungsgenehmigung nach § 16 BImSchG fir das
Vorhaben auf den FI.Nrn. 1646, 1646/2, 1646/3 und 1646/4 der Gemar-
kung Burglengenfeld in 93133 Burglengenfeld in 93133 Burglengenfeld,
welches insbesondere folgende MalRnahmen umfasst:

a) VergroRerung der Flache, auf der mit Baubescheid vom 28.01.1993
(Az. 5.21 — 0068/79) eine Anlage zur zeitweiligen Lagerung von nicht
gefahrlichen, mineralischen Abfallen der AVV-Nr. 17 05 04, genehmigt
wurde (Abfalllagerflache),

b) Erweiterung des Katalogs der zur zeitweiligen Lagerung auf der vor-
genann-ten Flache zugelassenen Abfélle (Abfalleinsatzstoffliste),

c) Errichtung und Betrieb eines Backenbrechers und von zwei Siebanla-
gen zur Klassierung von nicht gefahrlichen Abfallen (Abfallbehandlungs-
anlagen) hier: Anderung der Antragsunterlagen — Anhorung der Stadt
Burglengenfeld vor Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens

Obdachlosenunterkunft im Naabtalpark - Genehmigung tUberplanmaf3i-
ger Ausgaben

3. Bauleitplanung - Flachennutzungsplan, Bebauungsplan

3.1

3.2

3.3

Anderung des Flachennutzungsplanes und Aufstellung der 3. Anderung
des Bebauungsplanes "Gewerbe-, Misch- und Sondergebiet an der Um-
gehungsstral3e” - Erneuter Billigungsbeschluss

Anderung des Flachennutzungsplanes und vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan "Sondergebiet (SO) Freiflachen-Photovoltaikanlage - Am Wol-
landanger II" - Aufstellungsbeschluss

Aufhebung des bestehenden, qualifizierten Bebauungsplanes ,Zwischen
Regensburger Stralte und Maxhtter Strale“ aus dem Jahr 1967 — Auf-
hebungsbeschluss (Im Parallelverfahren mit der Aufstellung eines einfa-
chen Bebauungsplans zur Nachverdichtung)



3.4  Aufstellung eines einfachen Bebauungsplanes ,Beim Lindenviertel” fir
das Gebiet zwischen Regensburger Stral3e und Maxhutter Stral3e - Lar-
chenweg und Henry-Goffard-Stral3e und Aufhebung des bestehenden
qualifizierten Bebau-ungsplanes mit der Bezeichnung ,Zwischen Re-
gensburger Stralle und Maxhatter Stralze” — Besichtigung und Beratung
— Aufstellungsbeschluss (Die Besichtigung fand zu Beginn der Sitzung
statt)

4. Anfragen nach § 31 der Geschéaftsordnung / Informationen des Birgermeisters



Protokoll

A) Offentliche Sitzung:

Beschluss

Nr.:288

Gegenstand: | Genehmigung des Protokolls tiber den 6ffentlichen Teil der Sitzung
vom 19.04.2023

Nach ordnungsgeméafer Ladung sind der 1. Birgermeister und 12 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren fiir oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt.

Beschlussfahigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben.

Sachdarstellung, Begriindung:

Das Protokoll der offentlichen Sitzung des 28. Bau-Umwelt- und Verkehrsausschus-
ses vom 19.04.2023 wurde den Ausschussmitgliedern vorab im Ratsinformationssys-
tem zur Verfiigung gestellt.

Beschluss:

Das Protokoll Gber den offentlichen Teil der Sitzung des 28. Bau-Umwelt- und Ver-
kehrsausschusses vom 19.04.2023 wird genehmigt.




Beschluss

Nr.:289

Gegenstand: | Umbau und Erweiterung des ehemaligen Hausmeisterwohnhauses
fur die Ganztagsbetreuung am Johann-Michael-Fischer-Gymnasium

Nach ordnungsgemaller Ladung sind der 1. Blrgermeister und 12 der 12 Gre-
mienmitglieder erschienen; sie waren fiir oben bezeichneten Beratungsgegen-
stand stimmberechtigt.

Beschlussfahigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben.

Sachdarstellung, Beqriindung:

Die staatliche Schulbehtrde plant im Johann-Michael-Fischer-Gymnasium einen
Umbau und Erweiterung des ehemaligen Hausmeisterwohnhauses fiur die Ganz-
tagsbetreuung. Da es sich um eine schulische Einrichtung handelt, wird das Bauvor-
haben als Sonderbau gem. Art. 2 Abs. 4 Nr. 13 BayBO behandelt und gepriift.

Wahrend der Bestandsbau mit Mauerziegel, Gipskarton und Stahlbeton gebaut wur-
de, soll der Anbau mit Brettsperrholz errichtet werden. Damit sich das Bauvorhaben
in die vorhandene Gebaudelandschaft einfligt, wurde wiederum fir die Bedachung
ein Flachdach gewahit. Insgesamt werden 224,93 m2 Nutzflache in einem Gebaude
mit einem Rauminhalt von insgesamt 1.771,82 m3 fur die Ganztagsbetreuung inklusi-
ve Nebenraume zur Verfiigung stehen

Die Verwaltung empfiehlt, das gemeindliche Einvernehmen zu erteilen.

Beschluss:

Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschlief3t, das gemeindliche Einver-
nehmen zum Bauantrag fir den Umbau und Erweiterung des ehemaligen Hausmeis-
terwohnhauses fiur die Ganztagsbetreuung am Johann-Michael-Fischer-Gymnasium,
Johannes-Kepler-Str. 4, 93133 Burglengenfeld, zu erteilen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig
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Beschluss

Nr.:290

Gegenstand: | Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) - Antrag
der Fa. Galli Transporte GmbH (Antragstellerin) vom 13.11.2020,
elektronisch im Landratsamt eingegangen am 24.11.2020, auf im-
missionsschutzrechtliche Anderungsgenehmigung nach § 16 Bim-
SchG fur das Vorhaben auf den FI.Nrn. 1646, 1646/2, 1646/3 und
1646/4 der Gemarkung Burglengenfeld in 93133 Burglengenfeld in
93133 Burglengenfeld, welches insbesondere folgende Malinahmen
umfasst:

a) VergrolRerung der Flache, auf der mit Baubescheid vom
28.01.1993 (Az. 5.21 — 0068/79) eine Anlage zur zeitweiligen Lage-
rung von nicht gefahrlichen, mineralischen Abfallen der AVV-Nr. 17
05 04, genehmigt wurde (Abfalllagerflache),

b) Erweiterung des Katalogs der zur zeitweiligen Lagerung auf der
vorgenann-ten Flache zugelassenen Abfélle (Abfalleinsatzstoffliste),
c) Errichtung und Betrieb eines Backenbrechers und von zwei Sieb-
anlagen zur Klassierung von nicht gefahrlichen Abféllen (Abfallbe-
handlungsanlagen) hier: Anderung der Antragsunterlagen (Anderung
Nrn. 2 —4) Anhérung der Stadt Burglengenfeld vor Ersetzung
des gemeindlichen Einvernehmens

Nach ordnungsgemaller Ladung sind der 1. Blrgermeister und 12 der 12 Gre-
mienmitglieder erschienen; sie waren fiir oben bezeichneten Beratungsgegen-
stand stimmberechtigt.

Beschlussfahigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben.

Sachdarstellung, Beqriindung:

Mit elektronischer Nachricht vom 24.05.2023 hat das Landratsamt in der im Betreff
genannten Angelegenheit der Stadt Gelegenheit zur Anhérung vor Ersetzung des
gemeindlichen Einvernehmens mit Frist bis zum 23.06.2023 gegeben.

Inhaltlich hat sich zum Sachverhalt seit der letzten Behandlung im Bau- Umwelt- und
Verkehrsausschuss vom 23.02.2022 nichts geéandert.

Erganzend liegt hierzu der entsprechende Beschluss mit bei.

Das Vorhaben wurde damals durch den Bau- Umwelt- und Verkehrsausschuss abge-
lehnt.

\_/_Veiterhin haben wir hierzu die elektronische Nachricht an das Landratsamt zur
Ubersendung der damaligen Einvernehmensentscheidung als Ergdnzung der Kor-
respondenz beigeflugt.

Nun wird wiederholt die Stadt vor Erteilung der Ersetzung des gemeindlichen Einver-
nehmens angehort.
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Das Vorhaben ist bauplanungsrechtlich nach 835 (1) Nr. 4 BauGB einzustufen und
genehmigungsfahig.

Gemald der elektronischen Nachricht des Landratsamts beigefligten Stellungnahme
der unteren Bauaufsichtsbehorde wird festgestellt, dass das gemeindliche Einver-
nehmen zu Unrecht verweigert wurde und der Stadt Burglengenfeld Gelegenheit
wird, das Einvernehmen zum oben genannten Vorhaben mit Frist zum 23.06.2023 zu
erteilen.

Sollte das gemeindliche Einvernehmen nicht erteilt werden, beabsichtigt das Land-
ratsamt, das Einvernehmen durch die Erteilung der emissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigung zu ersetzen.

Die Begrindung zur bauplanungsrechtlichen Zulassigkeit fihrt das Landratsamt, die
untere Bauaufsichtsbehérde, wie folgt aus:

.... dass an der bauplanungsrechtlichen Einstufung nach § 35 (1) Nr. 4 BauGB fest-
gehalten wird. Das Vorhaben ist im Auf3enbereich nur zulassig, wenn 6ffentliche Be-
lange nicht entgegenstehen, die ausreichende ErschlieBung gesichert ist und wenn
es wegen seiner besonderen Anforderungen an die Umgebung bzw. wegen seiner
nachteiligen Wirkung auf die Umwelt nur_im AuRenbereich _ausgefihrt werden soll.
Durch die Brecheranlagen, den An- und Abfahrtsverkehr sowie die Be- und Entlade-
vorgange entstehen Staub- und Larmemissionen, die die Errichtung eines derartigen
Vorhabens aus Sicht des Sachgebiet 3.2 im Innenbereich nach 834 BauGB nicht
moglich macht.

Die Erschliel3ung ist gesichert.

Offentliche Belange stehen dem Vorhaben gem. der durch das Sachgebiet 3.1 am
28.03.2023 ubermittelten Stellungsnahmen (v. A. fks, Wasserrecht, WWA, 3.1, 630
und Bodenschutz) nicht entgegen. Die in den Stellungnahmen der Trager 6ffentlicher
Belange beschriebenen Auflagen sind vollumfanglich einzuhalten. Ob alle in der E-
Mail der Stadt Burglengenfeld v. 02.03.2022 vorgebrachten Punkte durch die Trager
offentlicher Belange in eigener Zustandigkeit Gberpruft wurden, kann durch die Un-
terzeichnerin nicht beurteilt werden.

Es darf jedoch davon ausgegangen werden, dass die Trager offentlicher Belange in
ihren Stellungnahmen kundgetan hatten, wenn dem Vorhaben gewichtige oder un-
Uberwindbare Grinde entgegenstehen wirden.

Aus diesem Grund wurde das gemeindliche Einvernehmen, das lediglich aus bau-
planungsrechtlichen Grinden versagt werden darf, zu Unrecht verweigert.
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Beschluss:
Der Bau- Umwelt- und Verkehrsausschuss beschlief3t, das gemeindliche Einverneh-

men fir die genannte emissionsschutzrechtliche Anderungsgenehmigung mit Ande-
rungsunterlagen wie im Betreff formuliert, zu erteilen.

Abstimmungsergebnis:

Ja 0 Nein 13

Einstimmig abgelehnt
ungeandert beschlossen
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Stadt Burglengenfeld

Marktplatz 2 - 6 /BA ( CMW
93133 Burglengenfeld __Y@_ —

Abschrift

Beschluss

des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses
der Stadt Burglengenfeld

vom 23.02.2022

In 6ffentlicher Sitzung wurde behandelt:

Nr.:172

Gegenstand:

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); Antrag
der Fa. Galli Transporte GmbH (Antragstellerin) vom 13.11.2020,
elektronisch im Landratsamt eingegangen am 24.11.2020, auf im-
missionsschutzrechtliche Anderungsgenehmigung nach § 16 Bim-
SchG fir das Vorhaben auf den FIL.Nm. 1646, 1646/2, 1646/3 und
1646/4 der Gemarkung Burglengenfeld in 93133 Burglengenfeld,
welches insbesondere folgende MaRnahmen umfasst:

a) VergréBerung der Flache, auf der mit Baubescheid vom
28.01.1993 (Az. 5.21 — 0068/79) eine Anlage zur zeitweiligen Lage-
rung von nicht gefahrlichen, mineralischen Abféllen der AVV-Nr. 17
05 04, genehmigt wurde (Abfalllagerflache),

b) Erweiterung des Katalogs der zur zeitweiligen Lagerung auf der
vorgenannten Flache zugelassenen Abfélle (Abfalleinsatzstoffliste),
c) Errichtung und Betrieb eines Backenbrechers und von zwei Sieb-
anlagen zur Klassierung von nicht gefahrlichen Abféllen (Abfallbe-
handlungsanlagen)

hier: Anderung der Antragsunterlagen (Anderungen Nr. 2-4);

Nach ordnungsgeméRBer Ladung sind der 1. Biirgermeister und 11 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren fiir oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-

rechtigt.

Beschlussfihigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben.

Sachdarstellung, Begriindung:

Der Antrag auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde der Stadt Burglen-
genfeld mit Schreiben vom 02.12.2020 und Eingang am 04.12.2020 durch das Land-
ratsamt Schwandorf zur Behandlung im Rahmen als Trager 6ffentlicher Belange vor-

gelegt.
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Den Beschluss zur Einvernehmenserteilung durch den Bau-, Umwelt- und Verkehrs-
ausschuss aus der Sitzung vom 20.01.2021 haben wir lhnen hierzu mit umfangrei-
cher Sachverhaltsschilderung nochmals beigelegt.

Das Einvernehmen wurde einstimmig damals verweigert.

Dieser Beschluss wurde dann umgehend der zustandigen Abteilung beim Landrats-
amt Schwandorf zugeleitet.

Daraufhin wurde die Stadt Burglengenfeld gebeten, die Verweigerung des Einver-
nehmens durch eine ausfihrliche Begriindung vorzulegen, was auch von Seiten der
Verwaltung erfolgte. Hierzu liegt in der Anlage die von der Verwaltung tbermittelte
Begriindung bei.

Danach hat die Verwaltung das Gesprach mit dem Antragsteller gesucht und darauf
hingewirkt, ob nicht eine Reduzierung der zu verarbeitenden Massen am beantragten
Standort und fiir den Brecher ein Alternativstandort méglich ist. Diesbeziiglich fand
auch eine gemeinsame Besprechung zwischen Antragsteller, Verwaltung und einem
Industriegewerbebetreiber vor Ort statt.

Aus Griinden der Stérung des Betriebsablaufes war dann hier letztendlich der alter-
native Standort nicht méglich.

Der Antragsteller hat daraufhin zugesagt, die beantragten tatsachlichen Mengen
nochmals zu Uberdenken, wonach uns dann jetzt im Frihjahr am 03.02.2022 ber
das Landratsamt Schwandorf eine Anderung der Antragsunterlagen zugegangen ist.

Der urspriingliche Antrag wurde nicht verbeschieden.

Der Anderungsantrag machte eine Erganzung verschiedener Antragsunterlagen
notwendig. Im Wesentlichen geht es dabei darum, die jahrliche maximale Durchsatz-
leistung der mobilen Brech- und Siebanlage von urspriinglich 220.000 t/a auf 40.000
Ya, sowie die jahrliche maximale Durchsatzleistung der mobilen Siebanlage von
50.000 t/a auf 15.000 t/a zu reduzieren. Ferner erfolgte eine Anderung der auf der
Anlage zu behandelnden und noch zu lagernden Abfélle und Stoffe ohne Abfallei-
genschaft, so dass nun nur noch natiirliches Gestein, Mutterboden sowie Sand be-
handelt und gelagert wird.

Zudem soll die Zufahrt zum Betriebsgelande um ca. 50m bis 60m verlangert und as-
phaltiert werden und zukiinftig als Abrollfidche fiir den Schmutzabtrag dienen.

Die zusétzlich vorgelegten Unterlagen wurden von Seiten der Verwaltung gesichtet.
In der Mitteilung des Landratsamts Schwandorf wurde auch nochmal erlautert, wie
auf die einzelnen Bedenken Seitens der Stadt Burglengenfeld zum erstmaligen An-
trag abgewogen wurde. Diese Abwagung wird nachfolgend nochmals kurz wiederge-
geben:

1. Entscheidend fiir die immissionsschutzrechtliche Anderungsgenehmigung sind die
aktuellsten Antragsunterlagen. Insofern geht die nun geringere max. jéhrliche Durch-
satzleistung der urspriinglich beantragten héheren max. jéhrlichen Durchsatzleistung
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vor. Die nun geringere max. jéhriiche Durchsatzleistung wird auch in einem Ande-
rungsgenehmigungsbescheid festgehalten.

2. Larmschutz:

Nach TA Léarm sind bei der Beurteilung die an den Immissionsorten ermittelten Beur-
teilungspegel maBgebend. Diese werden getrennt nach Tag- und Nachtzeit gebildet.
Laut Schallgutachten ist aufgrund der Lage der Immissionsorte werktaglich ein 5-
standiger Betrieb méglich. Diese Betriebszeit ergibt sich ausschlieBlich aber die tagli-
che Betriebszeit der Anlagen. Die jahriiche theoretische Durchsatzkapazitéat spielt
dabei keine Rolle; wird diese nicht zur Génze ausgeschopft, ist eine Uberarbeitung
des Schallgutachtens nicht erforderlich.

Zum Tausch bzw. etwas anderen Anordnung der Lagergtiter auf der Lagerfidche so-
wie zu den Standorten der Maschinen kann festgestellt werden:

» Die Sieb- und Brechanlagen sind schalltechnisch durchaus relevant. Diese
Standorte wurden gegeniber der urspringlichen Planung nicht verdndert.
Dadurch ergeben sich auch hier keine schalltechnischen Auswirkungen.

» Die etwas andere Aufteilung der Lagerfliachen ist aus fachtechnischer Sicht
schalltechnisch irrelevant, da im Schallgutachten die gesamte Lagerfldche als
eine Einheit betrachtet wird. Lageénderungen innerhalb dieser im Schallgut-
achten als Lagerfldche ausgewiesenen Flache haben somit keinen Einfluss
auf die an den Immissionsorten zu erwartenden Beurteilungspegel. Das
Schallgutachten ist also auch in diesem Punkt nach wie vor glltig und muss
nicht angepasst werden.

3. Luftreinhaltung:

Es ist dblich und entspricht dem Stand der Technik, beim Umschlag staubender G-
ter diese bei entsprechender (trockener) Witterung zu befeuchten. Dies ist im Gut-
achten zu anlagenbezogenen Staubimmissionen vom 17.9.2020 entsprechend be-
riicksichtigt und die Befeuchtung wird als Auflage in einem Anderungsgenehmi-
gungsbescheid festgelegt. Weitergehende Anforderungen sind aus fachtechnischer
Sicht nicht erfordertich.

Bei der erstmaligen Behandlung durch den Bauausschuss ging auch noch in glei-
chem Monat der Sitzung, im Januar 2021, ein umfangreicher Fragenkatalog einer in
unmittelbarer Ndhe wohnenden Burgerin ein. Mit dieser Biirgerin fand ebenso ein
umfassender Austausch hinsichtlich der gestellten Fragen statt. Die Stellungnahme
wurde auch dem Landratsamt zur weiteren Wiirdigung weitergereicht.

Die Betriebszeiten fiir die Brecheranlage werden mit taglich von 7:00 Uhr bis 17-:00
Uhr von Montag bis Freitag und 7:00 Uhr bis 13:00 Uhr am Samstag angegeben.

Aufgrund der nun doch stark reduzierten Mengen wird nur ein Bruchteil der veran-
schlagten Arbeitszeit fiir die Verarbeitung der angefahrenen Materialien benétigt.

Der Brecher hat eine Durchsatzleistung von 37t — 200t pro Stunde und die Siebanla-
ge eine Durchsatzleistung von 60t — 200t.

Weitere Details zu diesen Angaben haben wir Ihnen ebenfalls als Anlage beigefiigt.
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<,
Auch wurde den Interessen Seitens der Stadt Burglengenfeld soweit Refhn
tragen, dass durch die verlangerte asphaltierte Baustrale, wo zukiinftig anzt
ist, dass weniger Schmutz auf die unmittelbar am Anlagenstandort vo
KreisstralBe ausgetragen wird.

Weiterhin sind Vorkehrungen fir die Staubminimierung mit Bewasserung, wie ur-
sprlnglich auch im erstmaligen Antrag schon formuliert, beriicksichtigt.

Mit dem eingegangenen Antrag der Firma auf Anderung der Antragsunterlagen wur-
de die Stadt Burglengenfeld erneut um Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens
bis zum 18.03.2022 gebeten.

Mit dem Bemiihen des Antragstellers, nun die zu verarbeitenden Massen doch we-
sentlich, bzw. deutlich zu reduzieren und auch die mégliche Larmbelastigung und
vermeintliche Staubbelastung damit auch immens zu reduzieren, ist die Verwaltung
im Abwagungsprozess zum Ergebnis gekommen, hier dem Bau-, Umwelt- und Ver-
kehrsausschuss zu empfehlen, das Einvernehmen zu erteilen.

Beschluss:

Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschlielt, das gemeindliche Einver-
nehmen fir die genannte immissionsschutzrechtliche Anderungsgenehmigung mit
Anderung der Antragsunterlagen wie im Betreff formuliert, zu erteilen.

Abstimmungsergebnis:

Ja6 Nein 6
abgelehnt

Stadtrat Burglengenfeld:
Es folgen die Unterschriften gemaR der Geschaftsordnung

II. Die Ubereinstimmung der Abschrift mit dem Beschluss des Bau-, Umwelt- und
Verkehrsausschusses vom 23.02.2022 wird hiermit bestatigt:

Burglengenfeld, den 28.02.2022
Stadt Burglengenfeld
Thomas Gesche
1. BUrgermeister
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Franz Haneder

Von: Franz Haneder

Gesendet: Mittwoch, 2. Mérz 2022 07:53

An: ‘Matthias.Diermeier@landkreis-schwandorf.de’

Ce: Thomas Gesche; Susanne Karl

Betreff: WG: Fa. Galli Transporte GmbH: Anderung der Antragsunterlagen
(Anderungen Nrn. 2-4); Bitte um abschlieBende Stellungnahme

Anlagen: Beschluss_172_01032022_105128 pdf

Sehr geehrter Herr Diermeier,

mit Ihrer unten stehenden Nachricht haben Sie die Stadt Burglengenfeld gebeten, bis zum
18.03.2022 Uber das gemeindliche Einvernehmen zu entscheiden.

In der Anlage Ubersenden wir ihnen hierzu den Beschluss des zustGndigen Bau-, Umwelt- und
Verkehrsausschusses. Demzufolge wurde der Anderungsantrag abgelehnt und dirfen Sie um
-Kenntnisnahme bitten.

Wir gehen davon aus, dass Sie uns hierzu wiederrum um BegrUndung Uber die Verweigerung des
gemeindigen Einvernehmens bitten.

Die wesentliche Begrindung war hier, um nicht fast zu sagen ausschlieBlich, die Aufstellung und
der Betrieb einer mobilen Brecheranlage, da hier L&rmbel&stigungen nach gutachterlicher
Feststellung bereits am Grenzwert der ZulGssigkeit zu erwarten sind.

Es ist ebenfalls nicht ausgeschlossen, dass zukUnftig die Umsatzmengen erhéht werden, nach
vorangegangener Antragstellung versteht sich, und damit die Dauver der Larmbelastigungen um
ein Weiteres verlangert wird.

Selbst wenn der gesetzlich vorgegebene Immissionswert nach dem Immissionsschutzgesetz
gerade noch eingehalten wird, schafft er dennoch durch die Einwirkzeit auf Dauer eine
Beldstigung unserer Burgerinnen und BUrger im unmittelbar angrenzenden Wohngebiet. Dies
kdnnen Sie auch so als Begrindung fir die Einvemehmungsverweigerung nehmen, da die
anderen Punkte, wie von uns vorgetragen und Sie aus der Beschlussvorlage entnehmen kénnen,
roweit hinnehmbar sind.

Lediglich wie bereits angesprochen der mobile Backenbrecher zur Haltung des Bauausschusses
gefUhrt hat.

Wir bitten um Mitteilung Uber den Abwégungsprcéess und Bescheidszustellung.

Mit freundlichen GriBen

Franz Haneder

Stadtbaumeister, Dipl.Ing.FH
Stadt Burglengenfeld
Leiter Stadtbauamt
Markiplatz 2 - 6
93133 Burglengenfeld
Tel: 09471/7018-25
Fax: 09471/7018-69
-Mail; rgl n
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Beschluss

Nr.:291

Gegenstand: | Obdachlosenunterkunft im Naabtalpark - Genehmigung tberplan-
mafiger Ausgaben

Nach ordnungsgemaller Ladung sind der 1. Birgermeister und 12 der 12 Gre-
mienmitglieder erschienen; sie waren fiir oben bezeichneten Beratungsgegen-
stand stimmberechtigt.

Beschlussfahigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben.

Sachdarstellung, Begriindung:

Bezugnehmend auf den Stadtratsbeschluss vom 02.02.2022 wurde festgelegt, die
Obdachlosenunterkunft in Form von zwei Containern in Bereich des Bulmare-
Schotterparkplatzes zu errichten.

Die erforderliche Baugenehmigung liegt vor.

Die Kosten wurden damals hinsichtlich der beiden Container aufgrund eines Erstan-
gebotes auf 14.300 € je Stick brutto genannt und die ErschlieRungskosten im Rah-
men einer erfahrungsgemafen ublichen Erschlielung in Hohe von 15.000 € inklusive
der erforderlichen Fundamentierungsarbeiten bepreist.

Durch die Haushaltskonsolidierung musste die Umsetzung zuriickgestellt werden,
sodass diese nun 2023 durchgefihrt werden soll.

Die Aktualisierung des Containerangebotes belauft sich nun auf rund 20.200 € brutto.

Die ErschlieBung wird mit Wasser und Abwasser in Hohe von 10.000 € zuzuglich
einer erforderlichen Abwasserpumpe in Héhe von ca. 6.000 € brutto nach detaillierter
Abstimmung mit den Stadtwerken beziffert.

Ein Angebot fiir die stromtechnische Erschliel3ung belauft sich auf 8.350 € brutto und
die Fundamentierungskosten auf rund 4.500 € brutto.

Die Beschaffung der Container wurden bereits in Auftrag gegeben, da hier lange Lie-
ferzeiten einzuplanen sind. Des Weiteren sind die Fundamentarbeiten auch beauf-
tragt.

In der Zwischenzeit wurden die einzelnen Angebote eingeholt, wonach sich das oben
vorgetragene Preisbild mit rund 50.000 € Gesamtkosten ergibt.

Als Haushaltsreste stehen hierflr unter der Haushaltsstelle 1.1100.9359 30.000 €
brutto zur Verfigung.

Um die Malinahme zum Abschluss zu bringen, sind Gberplanméafige Ausgaben nach
derzeitigem Stand von ca. 20.000€ zu genehmigen.
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Als Deckungsvorschlag werden die Haushaltsstellen 1.1300.9357 in Hohe von
14.600 € und die Haushaltsstelle 1.6300.9510 in Héhe von 5.400 € vorgeschlage

Beschluss:

Der Bauausschuss beschlief3t, die Uberplanméafigen Ausgaben in Hohe von derzeit
geschatzt 20.000€ brutto fur die Obdachlosenunterkunft zu genehmigen.

Deckungsmittel stehen unter der Haushaltsstelle 1.1300.9357 in H6he von 14.600€
und unter der Haushaltsstelle 1.6300.9510 mit 5.400€ zur Verfigung.

Abstimmungsergebnis:

Ja1ll Nein 2
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Beschluss

Nr.:292

Gegenstand: | Anderung des Flachennutzungsplanes und Aufstellung der 3. Ande-
rung des Bebauungsplanes "Gewerbe-, Misch- und Sondergebiet an
der Umgehungsstral3e" - Erneuter Billigungsbeschluss

Nach ordnungsgemaller Ladung sind der 1. Blrgermeister und 12 der 12 Gre-
mienmitglieder erschienen; sie waren fiir oben bezeichneten Beratungsgegen-
stand stimmberechtigt.

Beschlussfahigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben.

Sachdarstellung, Begriindung:

Die 3. Anderung des Bebauungsplanes ,Gewerbe-, Misch- und Sondergebiet an der
Umgehungsstral’e“ wurde in Sitzung am 27.09.2022 beschlossen. Die Beteiligung
der Trager oOffentlicher Belange und der Burger ist mittlerweile abgeschlossen, so
dass die aktualisierten Plane gebilligt werden kénnen.

Anlass, Ziel und Zweck der 3. Anderung im Einzelnen:

- Die Regelungen zur Berechnung der Grundflachenzahl und Geschossflachen-
zahl sollen genauer definiert werden.

- Die Grundflachenzahl wird erhoht.

- Zusammenlegung der Teilflachen GE1 und SO2 in ein grof3es Sondergebiet
SO2.

- Die Verkehrsflachen werden genauer definiert.

Die Trager offentlicher Belange haben sich folgendermafzen mit der 3. Anderung des
Bebauungsplanes auseinandergesetzt:

Redaktionelle Hinweise wurden in der Satzung und der Begrindung berlcksichtigt.

Die Bauaufsichtsbehdrde beim Landratsamt Schwandorf weist darauf hin, dass bei
einer Anderung des Flachennutzungsplanes kein beschleunigtes Verfahren moglich
ist, so dass nach dem Billigungsbeschluss eine erneute Auslegung durchgefiihrt
werden muss. AulR3erdem wird darauf gedréngt, dass der Flachennutzungsplan alle
15 Jahre aktualisiert werden musste und die Stadt Burglengenfeld eine komplette
Uberarbeitung des veralteten Flachennutzungsplanes in Angriff nehmen sollte.

Die Regierung der Oberpfalz prifte in seiner Stellungnahme, ob sich die Anderung
der Verkaufsflache mit den Zielen des Landesentwicklungsprogrammes Bayern
(LEP) vertragt. Es wird diesbeziglich festgestellt, dass die Stadt Burglengenfeld mit
den Stadten Maxhitte-Haidhof und Teublitz als Mittelzentrum ausgewiesen ist und
damit grundsatzlich fur die Ansiedlung von Einzelhandelsgrof3projekten geeignet sei.
Der Standortbereich ist auch tberortlich und fir die Bevolkerung gut erreichbar. Fir
einen Lebensmittelvollsortimenter betragt die raumvertragliche Verkaufsflachenober-
grenze 2.460 m2 und liegt somit mit der festgesetzten Verkaufsflache von 2.150 m?
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unter dieser Obergrenze. Da das Naabtalcenter und der Bau- und Gartenmarkt sowie
der geplante Lebensmittelmarkt aufgrund der Anordnung der Gebaude und den Er-
schlieBungen als zwei getrennte Einheiten sich abgrenzen, ist ein raumlich funktiona-
ler Zusammenhang nicht zu erkennen und somit auch das Vorhandensein einer lan-
desplanerisch relevanten Agglomeration zu verneinen.

Die Verkaufsflachenerweiterung von 1.850 m? auf 2.150 m? soll aus Sicht der Verwal-
tung solange zurtickgestellt werden, bis die Umbaumalinahmen und Neukonzeptio-
nierung des Naabtalcenters (NAC) abgeschlossen sind. Es soll im Bebauungsplan
nur das GE1 und SO2 zu einem Sondergebiet SO2 zusammengefuhrt werden. Die
Verkaufsflache bleibt unverandert bei 1.850 m2. Als Anderung der bereits vorgeleg-
ten Planung wurden die Stellplatze von SO1 von 200 auf 210 erhéht und im SO2 von
100 auf 90 reduziert. In der Summe bleibt die Anzahl der Stellplatze somit gleich.

Der Regionale Planungsverband regt an, dass man sich bei Ansiedlungsversuchen
aulRerhalb der Zentren intensiv mit den resultierenden Auswirkungen auf ihre Orts-
kerne und die zuklnftige Stadtentwicklung auseinandersetzt. Insbesondere wird ein
gemeinsames Konzept mit den anderen beiden Kommunen im Stadtedreieck emp-
fohlen.

Die Industrie- und Handelskammer begruf3t das Bestreben der Stadt Burglengenfeld,
mit dem Vorhaben die Attraktivitat des prosperierenden Versorgungsstandortes zu
sichern, weist aber darauf hin, dass die landes- und raumplanerischen Auswirkungen
mit der Regierung der Oberpfalz abgestimmt werden missen.

Das Bauleitverfahren der 3. Anderung des B-Plans soll mit Ausnahme der Verkaufs-
flachenerweiterung zu Ende gefuhrt werden, damit die Grundflachenzahl bereinigt
wird, die Verkehrsflachen definiert sind, damit die VerbindungsstraRe zwischen BG
,2Hussitenweg IV* und ,TOOM-Kreisel“ als offentliche Ortsstralle gewidmet und fur
den allgemeinen Verkehr frei gegeben werden kann.

PV-Dachflachen bei den Parkplatzen vor dem Gebéaude wurden in den Hinweisen mit
aufgenommen; auf3erdem E-Ladestationen fur E-Autos sowie Parkflachen fir Las-
tenrader. Auf dem Geb&ude sind PV-Module zu installieren.
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Beschluss:

I. Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschliel3t, dass die eingegangenen
Anregungen, Bedenken und Einwendungen der Trager oOffentlicher Belange, auf
Grundlage der nach Abwégung von der Verwaltung verfassten Stellungnahmen, zum
Beschluss erhoben werden.

[I. Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss billigt die Entwurfsplanungen des Pla-
nungsbiiros Preihsl & Schwan vom 14.06.23 zur 3. Anderung des Bebauungsplanes
,Gewerbe-, Misch- und Sondergebiet an der Umgehungsstrae“ sowie der Anderung
des Flachennutzungsplanes.

ll. Die Offentlichkeit, die Trager o6ffentlicher Belange sowie die Nachbarkommunen
sind gemaf 8§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB erneut férmlich zu beteiligen.

Abstimmungsergebnis:

3.11:Jal2 Neinl
3.1.1l: Jal1l2 Nein 1
3.11ll: Jal1l2 Nein 1
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Stadt Burglengenfeld

3. Anderung des Bebauungsplanes
Gewerbe-, Misch- und Sondergebiet
an der Umgehungsstralle

Entwurf

Planfassung
14.06.2023

Plangeber Verfasser

Bebauungsplan
Stadt Burglengenfeld Preihsl und Schwan
vertreten durch Beraten und Planen GmbH

1.Burgermeister, Thomas Gesche

Marktplatz 2-8 Kreuzbergweg 1 A
93133 Burglengenfeld 93133 Burglengenfeld
Tel 004717018-0 Tel. 09471 7016-0

Verfasser
Grunordnung / Umweltbernicht

Landschaftsarchitekten Lichtgrin
Dipl. ing. Annette Bollle

Kavallenestralle 9
983053 Regensburg
Tel. 0941 565870
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Beschluss

Nr.:293

Gegenstand: | Anderung des Flachennutzungsplanes und vorhabenbezogener Be-
bauungsplan "Sondergebiet (SO) Freiflachen-Photovoltaikanlage -
Am Wodllandanger II" - Aufstellungsbeschluss

Nach ordnungsgemaller Ladung sind der 1. Blrgermeister und 12 der 12 Gre-
mienmitglieder erschienen; sie waren fiir oben bezeichneten Beratungsgegen-
stand stimmberechtigt.

Beschlussfahigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben.

Sachdarstellung, Beqriindung:

Der Vorhabentrager, BD Solarpark GmbH & Co. KG, vertreten durch die Herren Rai-
ner Dirnhofer und Markus Breitschaft, beabsichtigt die Erweiterung der bereits seit
2019 betriebenen Freiflachen-Photovoltaikanlage ,Am Wadllandanger durch zusatzli-
che Freiaufstellung von Solarmodulen zur Stromgewinnung auf den direkt anliegen-
den Grundstiicken FISt.Nrn. 1300, 1300/2, 1300/3, 1300/4, der Gemarkung Burglen-
genfeld.

Der Geltungsbereich der Erweiterungsflache umfasst ca. 1,3 ha. Die Solarmodulfla-
che umfasst 4.500 m2 mit 950 kWp. Die Stromabnahme erfolgt Gber den bereits vor-
handenen Netzanschluss (20kV Mittelspannungskabel) am Solarpark ,Am Wdlland-
anger |“. Die Ubergabeschutzstation an der Trafostation wird hochwasserfrei ausge-
fuhrt. Die Flache wurde Uber einen Pachtvertrag vertraglich gesichert.

Das Planungsgebiet ist im Flachennutzungsplan als Flache fur Landwirtschaft aus-
gewiesen. Deshalb muss dieser gemaf? § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren ge-
andert und die Flachen als ,Sonstiges Sondergebiet -Photovoltaik-“ gem. § 1 Abs. 2
Nr. 10 i.V.m. § 11 BauNVO festgesetzt werden.

Der geplante Standort, nérdlich der Gleisanlage zum Zementwerk Burglengenfeld,
unmittelbar westlich des Ortsteils Wolland, ist als Standort im Sinne des § 48 Abs. 1
Nr. 3c Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) einzuordnen, da dieser sich auf Flachen
befindet, die langs von Schienenwegen liegen, und die Anlage in einer Entfernung
bis zu 110 Metern, gemessen vom auf3eren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet
wird.
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Beschluss:

Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschlie3t die Anderung des Flachen-
nutzungsplanes im Parallelverfahren und die Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Sondergebiet (SO) Freiflachen-Photovoltaikanlage ,Am Wadlland-
anger II“. Die Offentlichkeit, die Trager Offentlicher Belange sowie die Nachbarkom-
munen sind gemal 8 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB im frihzeitigen Verfahren zu
beteiligen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig
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Beschluss

Nr.:294

Gegenstand: | Aufhebung des bestehenden, qualifizierten Bebauungsplanes ,Zwi-
schen Regensburger Stralle und Maxhitter Stral’e” aus dem Jahr
1967 — Aufhebungsbeschluss (Im Parallelverfahren mit der Aufstel-
lung eines einfachen Bebauungsplans zur Nachverdichtung)

Nach ordnungsgemaller Ladung sind der 1. Blrgermeister und 12 der 12 Gre-
mienmitglieder erschienen; sie waren fir oben bezeichneten Beratungsgegen-
stand stimmberechtigt.

Beschlussfahigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben.

Sachdarstellung, Begriindung:

Der Vorhabentrager, BD Solarpark GmbH & Co. KG, vertreten durch die Herren Rai-
ner Dirnhofer und Markus Breitschaft, beabsichtigt die Erweiterung der bereits seit
2019 betriebenen Freiflachen-Photovoltaikanlage ,Am Wadllandanger® durch zusatzli-
che Freiaufstellung von Solarmodulen zur Stromgewinnung auf den direkt anliegen-
den Grundstucken FISt.Nrn. 1300, 1300/2, 1300/3, 1300/4, der Gemarkung Burglen-
genfeld.

Der Geltungsbereich der Erweiterungsflache umfasst ca. 1,3 ha. Die Solarmodulfla-
che umfasst 4.500 m2 mit 950 kWp. Die Stromabnahme erfolgt Giber den bereits vor-
handenen Netzanschluss (20kV Mittelspannungskabel) am Solarpark ,Am Wdlland-
anger |“. Die Ubergabeschutzstation an der Trafostation wird hochwasserfrei ausge-
fuhrt. Die Flache wurde Uber einen Pachtvertrag vertraglich gesichert.

Das Planungsgebiet ist im Flachennutzungsplan als Flache fur Landwirtschaft aus-
gewiesen. Deshalb muss dieser gemaRR § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren ge-
andert und die Flachen als ,Sonstiges Sondergebiet -Photovoltaik-“ gem. 8 1 Abs. 2
Nr. 10 i.V.m. 8§ 11 BauNVO festgesetzt werden.

Der geplante Standort, nérdlich der Gleisanlage zum Zementwerk Burglengenfeld,
unmittelbar westlich des Ortsteils Wélland, ist als Standort im Sinne des § 48 Abs. 1
Nr. 3c Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) einzuordnen, da dieser sich auf Flachen
befindet, die lAngs von Schienenwegen liegen, und die Anlage in einer Entfernung
bis zu 110 Metern, gemessen vom &ul3eren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet
wird.
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Beschluss:

Der Bau-, Umwelt- und Verkehrssauschuss beschliel3t, die Aufhebung des qualifizier-
ten Bebauungsplanes ,Zwischen Regensburger Strafe und Maxhutter Stralle“ aus
dem Jahr 1967 in Burglengenfeld.

Die Beteiligung der Offentlichkeit, sowie der Trager Offentlicher Belange gem.
883(1), 4(1) BauBG ist durchzufuhren (Aufhebungsbeschluss).

Abstimmungsergebnis:

Jal2 Neinl
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Beschluss

Nr.:295

Gegenstand: | Aufstellung eines einfachen Bebauungsplanes ,Beim Lindenviertel”
fur das Gebiet zwischen Regensburger Stral3e und Maxhditter Stral3e
- Larchenweg und Henry-Goffard-Straf3e und Aufhebung des beste-
henden qualifizierten Bebau-ungsplanes mit der Bezeichnung ,Zwi-
schen Regensburger Stralle und Maxhutter Stral3e” — Besichtichti-
gung und Beratung — Aufstellungsbeschluss (Die Besichtigung fand
zu Beginn der Sitzung statt

Nach ordnungsgemaller Ladung sind der 1. Blrgermeister und 12 der 12 Gre-
mienmitglieder erschienen; sie waren fiir oben bezeichneten Beratungsgegen-
stand stimmberechtigt.

Beschlussfahigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben.

Sachdarstellung, Begriindung:

Mit Beschluss des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses vom 27.09.2022 wurde
die Verwaltung beauftragt, den qualifizierten Bebauungsplan zwischen Regensburger
Stral3e und Maxhdtter Stral3e, in einen einfachen Bebauungsplan zu &ndern und ei-
nen entsprechenden Entwurf zur Diskussion in einer der kommenden Sitzungen vor-
zulegen.

Die Verwaltung und das beauftragte Planungsbiro Preihsl und Schwan haben sich
daraufhin intensiv mit der Uberplanung des Bebauungsplangebiets auseinanderge-
setzt und versucht, einen Vorschlag fur das Gremium zu erarbeiten, damit dieses
Gebiet sinnvoll, allerdings ohne zu sehr zu Uberregeln, nachhaltig und zukunftsfahig
fur die Nutzung als allgemeines Wohngebiet fir die Belange der Bevolkerung baulich
nachverdichtet werden kann.

Es soll daher angestrebt werden, den Umfang der Festsetzungen ohne Verlust der
stadtebaulichen Qualitdt des Wohngebiets auf ein vertretbares Mal3 hinzufiihren.

Den Grundstiickseigentiimern sollte gréf3tmégliche Gestaltungsfreiheit im Rahmen
Ihres Bestandsschutzes erhalten bleiben, der B-Plan aber flr dieses Gebiet auch
eine sinnvolle Nachverdichtung im Rahmen des sparsamen Umgangs mit Wohnbau-
land regeln.

Der einfache Bebauungsplan nach § 30 (3) BauGB ist ein probates stadtebauliches
Mittel, derartige Bebauungen nachhaltig und zukunftsfahig zu regeln.
Die Zulassigkeit von Vorhaben richtet sich dabei nach dem Einfiigungsgebot gemaf

§ 34 BauGB.

Die Grolke des Baugebietes betragt nach dem bestehenden qualifizierten Bebau-
ungsplan aus dem Jahr 1967 rund 15,7 ha. Die Uberplanung als einfacher Bebau-
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ungsplan soll auf Vorschlag der Verwaltung auf eine Flache von 13,1 ha, mit einer
gesamten Nettobaulandflache von rund 11,6 ha stadtebaulich geordnet werden.

Die Verwaltung verfolgt dariiber hinaus das Ziel, das Stadtgebiet in sinnvolle stadte-
bauliche Quartiere aufzuteilen und jeweils in der gleichen Art und Weise mit einem
einfachen Bebauungsplan zu tberplanen.

Bei der Planung der Gemeinden schliel3t dies auch die Pflicht ein, Bauleitplane stets
dann aufzustellen und vorzuschreiben, wenn ein Bedurfnis dafiir vorliegt. Dies ist
regelmanig und insbesondere hier der Fall, da die beabsichtigte und zu erwartende
stadtebauliche Entwicklung voraussichtlich zu einer wesentlichen Verdnderung der
baulichen und sonstigen Nutzung der Grundsticke fuhrt und es notwendig ist, die
drtliche und raumliche Entwicklung zu ordnen, z. B. mit der Anpassung an demogra-
fische Entwicklungen oder die Folgen des Klimawandels. Mit dem Baulandmobilisie-
rungsgesetz wurden dazu auch bereits einige Moglichkeiten geschaffen.

Der Unterschied des einfachen Bebauungsplans zu einem qualifizierten Bebauungs-
plan ist, dass eine der vier Mindestfestsetzungen

Art der baulichen Nutzung

das Mal3 der baulichen Nutzung

die tGberbaubaren Grundstiicksflachen
die ortlichen Verkehrsverhaltnisse

eines davon nicht regelt.

In unserem Fall wird die Art der baulichen Nutzung (Allgemeines Wohngebiet) nicht
festgelegt, da der Bestand dies bereits vorgibt. Durch die Gré3e des Baugebietes ist
auch ein beschleunigtes Verfahren gemanR § 13 a BauGB nicht moglich.

Es wird daher der einfache Bebauungsplan im Regelverfahren mit frihzeitiger Betei-
ligung der Offentlichkeit und der Trager Offentlicher Belange erstellt. Zugleich wird
parallel die Aufhebung des bestehenden qualifizierten Bebauungsplanes, ebenfalls
im Regelverfahren und friihzeitiger Beteiligung der Offentlichkeit und Trager Offentli-
cher Belange, vollzogen.

Es ist wie gesagt die Absicht, dabei die stadtebauliche Entwicklung nachhaltig zu
gestalten und die Wohnungsentwicklung im Innenbereich zukunftsfahig zu machen
sowie stadtebaulich vorzubereiten. Es sollen die Méglichkeiten ausgeschopft werden,
sich einer zeitgeméafen Architektur anzupassen.

Mit einer gezielten Nachverdichtung soll auch die vorhandene Infrastruktur nicht
Uberlastet werden. Dies betrifft die in dem Bestand festgeschriebene Verkehrser-
schlieBung und auch die vorhandenen Ver- und Entsorgungsleitungen hinsichtlich
der Kanalisation und der Wasserversorgung.

Demzufolge ist der bestehende Bebauungsplan aus dem Jahr 1967 nicht mehr zeit-
gemal. Hier offenbaren sich grol3e Grundstiicke mit einer Einzelhaus- und Zweifami-
lienhausbebauung.
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Es ist die Absicht, diese Grundstuicke einer dichteren Bebauung zuzufihren.

Es besteht das Bedurfnis, die grine und die blaue Infrastruktur entsprechend zu re-
geln, ebenso hinsichtlich der Grunordnung eine Nachverdichtung von Baumpflan-
zungen zu fordern, die Klimaschutzziele anzusprechen, regenerative Energien bei
der Warmeplanung und Strombereitstellung zu fordern, das Quartiersklima zu ver-
bessern und die Verschattung fir die Gebaude untereinander zu férdern, die Lade-
saulen-Infrastruktur evtl. auszubauen und nach dem Vorbild einer ,Schwammstadt®,
anfallendes Oberflachenwasser vor Ort sinnvoll, kanalschonend in den Untergrund
versickern zu lassen.

Die Verwaltung plant in 2024 auf der Griinflache neben der Lindenstralde zum Fuhr-
tal und Maxhutter Str. eine Blumenwiese anzulegen.

Das neu erstellte und beschlossene Klimaschutzkonzept soll unter Bezugnahme auf
die Forderungen auf Seite 61 und 65 fur Gebaude, den Ladesaulen auf Seite 71, der
Blihwiesen auf Seite 81 oder die Schwammstadt auf Seite 89, um nur einige anzu-
sprechen, zum Einen als Hinweis zur Bebauungsplansatzung Einfluss finden als
auch die stadtebaulichen Satzungen, hinsichtlich der Baumschutzverordnung, der
Abstandsflachensatzung und der Stellplatzsatzung, die hier als Regelungsinstrument
dienen, angewendet werden.

Im gultigen Flachennutzungsplan der Stadt Burglengenfeld ist die Gberplante Flache
bereits als Allgemeines Wohngebiet dargestellt und sollte es auch bleiben. Die Mdg-
lichkeiten der gewerblichen Einstreuung ist in der Baunutzungsverordnung vorgege-
ben.

Aulerdem enthalt der Bebauungsplan Festsetzungen mit dem Ziel, Baultcken vor-
rangig zu schlie3en und somit die Innenentwicklung voran zu treiben.

Die ErschlieBung des gesamten Plangebietes wird Uber die bereits bestehenden
Stral3en gewahrleistet. Die Ver- und Entsorgung ist Uber den Bestand sichergestellt.

Erneuerbare Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie muss
gemald § 1 (6) Nr. 7 Buchst. f BauGB, bei Umbau- oder Erneuerungsmafnahmen
von Wohnbauvorhaben beachtet werden. Dabei wird die Aufbringung von einer Pho-
tovoltaik auf Dachern und Fassaden gefordert, die als Baustein des Klimaschutzes
einen Beitrag zur Erreichung der Klimaziele beisteuert und somit auch dem § 1 a (5)
BauGB nach dem Erfordernis des Klimaschutzes durch MalRnahmen Rechnung ge-
tragen wird.

Bei Neuplanungen ist es grof3tenteils schon vorgeschrieben, dass hier besondere
Energiewerte nachgewiesen und eingehalten werden missen, so dass sich die Fra-
ge nach der Auflage von bestimmten Baustoffen nicht stellt, wiirde aber auch in die
subjektive Entscheidungsfindung des Einzelnen zu sehr eingreifen.

Auf die Verwendung regenerativer und recyclebarer Baustoffe wird hingewiesen.
Bei Erweiterungs-, An-, Umbau- oder Neubauvorhaben wird die Pflanzung eines

Baumes pro 300 m2 Grundsttcksflache gefordert. Es sollen auch zur Regenwasser-
bewirtschaftung Zisternen zur vorrangigen Nutzung von anfallendem Regenwasser
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als Brauchwasser und zur Gartenbewasserung angelegt werden.

Es sollten keine stadtebaulichen Gebote nach § 175 ff. BauGB (Baugebot, Moderni-
sierungs- und Instandsetzungsgebot, Rickbaugebot) formuliert werden, aber das
Entsiegelungsgebot nach § 179 BauGB, ebenso wie die Schaffung von Barrierefrei-
heit, sowohl im privaten als auch im offentlichen Raum, geférdert werden.

Es wird auf kompakte Bauformen hingewiesen, die durch ihre geringere Auf3enhaut
weniger Warmeverbrauch verursachen. Des Weiteren wird auf die Schaffung von
bezahlbarem Wohnraum nach § 9 (2) d Nr. 2 des BauGB verwiesen.

Die offentliche Ladestruktur, hinsichtlich der aktuellen alternativen Antriebsenergie
fur Verkehrsfahrzeuge, soll durch die Kommune im 6ffentlichen Raum eventuell an-
geboten werden.

Aufgrund der Larmbelastung der Nachbarschaft soll zusatzlich fir Warmepumpen ein
Mindestabstand zu den benachbarten RAumen bzw. bei noch unbebauten Grundsti-
cken, zu den Baugrenzen verbindlich festgesetzt werden. Dieser Abstand betragt auf
Empfehlung des bayerischen Landesamtes fir Umwelt sieben Meter.

Auch im Hinblick auf haufige Befreiungen von Festsetzungen eines Bebauungspla-
nes wurde ein moglichst robustes Konzept zu Grunde gelegt, um die Bedirfnisse
neuzeitlicher Wohnungsbedarfe und die stadtebauliche Architektur bedienen zu kon-
nen.

Ein Kinderspielplatz befindet sich in zumutbarer Entfernung an der Lindenstralie.

Der bestehende Bebauungsplan aus dem Jahre 1967 umfasst drei unterschiedliche
allgemeine Wohngebiete in offener Bauweise, in einem Bereich mit E+DG sowie mit
E+I1l und einem Bereich mit E (Bungalowbauweise) als auch ein Gewerbegebiet ost-
lich des Larchenweges und nérdlich des Fuhrtals.

Dieser gewerbliche Bereich wurde mit Rechtskraft 2021 (musste nachgeholt werden,
da die offentliche Bekanntmachung nicht nachgewiesen werden konnte) in 2003
Uberplant (Fuhrtal 11). Der sudliche Teil zwischen Lindenstrale und EichenstralRe
(ehemals Parzelle 108 und 109) wurde bereits im Jahr 1981 mit der ersten Anderung
uberplant. Die heutige Situation zeigt die zweite Anderung aus dem Jahr 1990, die
eine Verdichtung vorsah, indem man zusétzlich zu mehrgeschossigem Wohnungs-
bau eine geschlossene Bebauung vorgab. Eine dritte Anderung gab es 2009.

Hierbei wurden zwei Randgrundstiicke auf Grundlage des 8§ 13 a BauGB flr eine
dreigeschossige Bebauung maoglich gemacht (Bereich des ehemaligen Spielplatzes).
Um eine weitere, aber gesteuerte Verdichtung, der héaufig grof3ziigig vorhandenen
Grundsticke zu erreichen, wird vorgeschlagen den Bebauungsplan aus 1967 aufzu-
heben und diesen neu zu Uberplanen.

Aufgrund der vorhandenen Struktur sollen in Form eines einfachen Bebauungsplans
die restlichen Bereiche in drei Quartiere (siehe Lageplan) unterteilt werden.

Der Bereich zwischen Regensburger Stral3e und EichenstraRe bedarf keiner Rege-
lung, da hier durch die Mehrgeschossbauten bereits ein maximales Angebot der
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Nachverdichtung besteht und zukiinftig bei einer eventuellen Neuordnung das Einfi-
gungsgebot nach § 34 zum Tragen kommt und, falls dadurch erforderlich, ein Be-
bauungsplan aufgestellt werden kann.

Quartier I

Quartier | verlauft zwischen ,Am Hirtberg“ und ,Im Fuhrtal® sowie zwischen ,Im Fuhr-
tal“ und dem ,Buchenweg“ und einem Teilbereich des Gebietes zwischen ,Henry-
Goffard-Stral3e” und dem ,Erlenweg®“. Das Quartier besitzt Grundstickszuschnitte
und Grol3en, die entweder einen ruckwartigen gleichgroRen Anbau oder auch eine
ruckwartige Bebauung mit Grundstticksteilung mdglich machen. Das Mal3 der bauli-
chen Nutzung kann aufgrund der GrundstticksgréRen auf GRZ 0,35 festgesetzt wer-
den.

Die Dachformen sind frei wahlbar. Die Geschossigkeit wird mit max. zwei Vollge-
schossen (E+D bzw. mit E+l sowie gegeben durch die Hanglage mit U+E+l bzw.
U+E+D) festgesetzt um sich in den vorhandenen Bestand einfiigen zu kdnnen. Nérd-
lich der Grundstlicke entlang der ,Maxhutter Stral3e” verlauft der Luftaustauschkorri-
dor. Die Baugrenzen werden deshalb entsprechend eingegrenzt. Zudem wurde eine
Anbauverbotszone gemalR} Bayerischem Stral3en- und Wegegesetz zur Kreisstral3e
aufgenommen. Um eine Nachverdichtung zu ermoglichen, werden die Wohneinhei-
ten auf max. vier Wohneinheiten je Parzelle zugelassen. Die zusatzliche Versiege-
lung wird weitestgehend als vertretbar angesehen.

Quartier Il:

Quartier 1l wird im Westen durch die ,Lindenstral3e” und im Osten durch den ,Lar-
chenweg® begrenzt. Hier findet man derzeit noch Uberwiegend die ,Bungalow-
Bebauung“ welche im nérdlichen Bereich bereits durch die BRK Rettungswache
(Baujahr 1965) aufgeldst wurde. Daher soll es in diesem Gebiet zukinftig die Option
geben, eine Wohnbebauung mit max. zwei Vollgeschossen zu errichten bzw. beste-
hende Bauten auf max. zwei Vollgeschosse aufzustocken.

Aufgrund der GrundstiicksgréRen wird auch hier die GRZ mit 0,35 festgesetzt, je-
doch die Wohneinheiten mit max. sechs zugelassen. Durch die relativ grofRen
Grundstiicke kann hier eine Nachverdichtung auf insgesamt zwei Vollgeschosse
stattfinden.

Quartier 111

Quartier Il erstreckt sich von der ,Henry-Goffard-Stra3e“ bis zur ,Lindenstral3e® und
wird nordlich von der Stralle ,Im Fuhrtal“ bzw. dem ,Buchenweg“ und westlich von
der ,Eichenstralle“ begrenzt. In diesem Gebiet findet man Bebauungen von bis zu
drei Vollgeschossen. Damit diese in Zukunft nicht weiter eingeschrankt werden, wer-
den hier max. drei Vollgeschosse festgesetzt. Damit wird auch den vorhandenen ein-
bis zweigeschossigen Bauten die Moglichkeit zur Erweiterung bzw. Aufstockung ge-
geben. Durch die Geschossigkeit sollen auch hier bis zu vier Wohneinheiten je Par-
zelle zugelassen werden.

Der Bebauungsplan der sich an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung und unter
Bertcksichtigung des demographischen Wandels orientiert, die Potentiale der Innen-
entwicklung vorrangig nutzt und neue Siedlungsflachen in Anbindung an geeignete
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Siedlungseinheiten ausweist, entspricht den Zielen der Raumordnung.

Damit die bauliche Nutzung und eine geordnete stadtebauliche Entwicklung unter
Wahrung 6ffentlicher und privater Belange sichergestellt werden kann, ist die Aufstel-
lung eines Bebauungsplans erforderlich.

Die Ziele des bestehenden Landschaftsplans, wie entlang der Maxhutter Stral3e eine
Grunverbindung herzustellen, vorhandene Grinbestdnde auch zu sichern und die
BelUftungsachse entlang der Maxhitter Strale freizuhalten, bleiben gewahrt. Der
Erhalt des wertvollen Baumbestandes ist zu berlcksichtigen.

Gemal dem erstellten Fahrradwegekonzept sind hier keine besonderen Vorkehrun-
gen zu treffen.

Um die stadtebauliche Struktur besser zu erfassen, wird von der Verwaltung vorge-
schlagen, eine Begehung vor Ort mit den Ausschussmitgliedern durchzufihren. Un-
terstitzend hierzu werden dem Vorlagebericht neuere Bestandsbilder beigefugt.

Die weitere Vorgehensweise seitens der Verwaltung sieht vor, die mdglichen Anre-
gungen und Einwénde der Ausschussmitglieder in ein finales Planungskonzept mit
einflieen zu lassen, um dann in einer nachstfolgenden Bauausschusssitzung den
Aufhebungsbeschluss des bestehenden Bebauungsplanes und den Aufstellungsbe-
schluss des neuen einfachen Bebauungsplanes ,Beim Lindenviertel“ zu beschliel3en.

Beschluss:

Der Bau-, Umwelt und Verkehrsausschuss beschlie3t die Aufstellung des einfachen
Bebauungsplans gem. §30 (3) BauGB ,Beim Lindenviertel".

Die Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Trager Offentlicher Belange
gem. 883 (1), 4 (1) BauGB ist durchzufuihren (Aufstellungsbeschluss).

Abstimmungsergebnis:

Jal2 Neinl
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Gegenstand: | Anfragen nach 8§ 31 der Geschaftsordnung / Informationen des Bir-
germeisters

Anfragen nach § 31 der Geschaftsordnung:

Herr Hans Glatzl fragte an, wie lange denn die Umsetzung der StraRenbeleuchtung
bei dem Radweg zwischen Jura-Strafl3e und Umgehungsstral3e noch dauert und er-
wahnte zudem, dass er diesen Punkt bereits bei der letzten Sitzung angesprochen
hatte.

Herr Stadtbaumeister Franz Haneder antwortete, dass die Verzdgerungen hierbei
nicht in der Hand der Stadtverwaltung liegen und verwies hier auf das Zustandig-
keitsgebiet der Bayernwerke. Von Seiten der Verwaltung ist die Umsetzung schon
beauftragt.

Herr Sieqgfried Klopp, Vertreter fur Herrn Ausschussratsmitglied Peter Wein, erfragte,
wie und wann das Thema Hochwasserschutz angegangen wird.

Herr 1. Burgermeister Thomas Gesche teilte mit, dass Beratungen und Abstimmun-
gen spatestens im September 2023 getroffen werden.

Herr Bernhard Krebs hat einen verdorrten Baum, der der JU gewidmet ist, im Stadt-
gebiet bemerkt. Nun stellt sich die Frage, ob mehrere Baume betroffen seien.

Herr Amtsleiter Gerhard Schneeberger erklarte, dass er sich den Baum angesehen
habe und die weitere Entwicklung des Baumes beobachten werde. Falls eine Ersatz-
pflanzung notig wird, erfolgt diese im nachsten Jahr.

Informationen des Blirgermeisters

Keine

Thomas Gesche Maria Brand
1. Birgermeister Schriftfihrer/in




	BM_TEXT1
	Anwesenheit
	Ergaenzung
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	BM_Text2
	Betreff
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Beschlussk
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Zu
	BM_Text3
	Text17

